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Kürzlich wurde in der Presse ein Fall publik, bei welchem ein Autofahrer im Kreis 2 der Stadt ZO. 
rich die zulässige Höchstgeschwindigkeit, nach Abzug des Toleranzwertes, um 1 km/h über­
schritten hatte. Da er die Busse von 40 CHF nicht fristgemäss bezahlte, wurde ihm ohne Mah­
nung ein Strafbefehl des Stadtrichteramtes zugestellt, welches zusätzlich zur Busse eine Ge­
bührenpauschale von 90 CHF beinhaltete. Wir stellen in diesem Zusammenhang dem Stadtrat 
die folgenden Fragen zur Beantwortung: 

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie viele Fälle von Übertretungsverfahren im Strassenverkehr landen infolge Versäumnis 
der Zahlungsfrist vor dem Stadtrichteramt? 

2. Warum ist diese Praxis von derjenigen der Kantonspolizei unterschiedlich, welche bei so� 
chen Fällen eine Mahnung versendet, bevor die Angelegenheit vor dem Richter landet? 

3. Welches sind die Gründe, in der Stadt Zürich ein zum Kanton unterschiedliches Verfahren 
anzuwenden? 

4. Wie ist der zusätzliche Betrag von 90.00 CHF zur Busse zu erklären und welche effektiven 
Kosten entstehen dadurch für das Stadtrichteramt? 


